
Stadtverwaltung Stolpen 

Sitzungs-Beschluss-Vorlage 

Beschlussfassung im Stadtrat am 18.06.2026 

Beschluss-Nr. Anzahl der Mitglieder: 16 Ja-Stimmen: 

öffentlich X davon anwesend: Nein-Stimmen: 

nicht öffentlich davon befangen: Stimmenthaltungen: 

1. Bezeichnung der Vorlage: Einziehung einer Teilstrecke des Bahnhofsweges am 
unbeschrankten Bahnübergang bei Bahn-km 7,139 in 
Langenwolmsdorf

2. Gesetzliche Grundlagen: §§ 3, 6 und 8 des Straßengesetzes für den Freistaat Sachsen  
(Sächsisches Straßengesetz - SächsStrG) 

3. Beschluss: Der Stadtrat beschließt die Einziehung einer Teilstrecke des 
Bahnhofsweges (Flurstück 229/10, Gemarkung Langenwolmsdorf) am 
unbeschrankten Bahnübergang bei Bahn-km 7,139 in Langenwolmsdorf. 

4. Begründung: 

Die DB InfraGO AG (ehem. DB Netz AG) beabsichtigt, den ungenutzten Bahnübergang bei 
Bahnkilometer 7,139 der Eisenbahnstrecke Neustadt (Sachsen) – Dürrröhrsdorf (Weißig-
Bühlau) ersatzlos zurückzubauen. Der Bahnübergang befindet sich ca. 140 m westlich des 
Haltepunktes Langenwolmsdorf Mitte. Der Bahnübergang ist technisch nicht gesichert. Er 
verband ursprünglich die Ortslage mit den landwirtschaftlichen Flächen südlich der 
Bahnstrecke. Er weist seit über 20 Jahren keinerlei Verkehrsbedeutung mehr auf, eine Zufahrt 
zu den Feldern erfolgt nicht mehr. Öffentlicher Straßen- oder Fußgängerverkehr über den 
Bahnübergang findet nicht mehr statt. Im Anhang sind Fotos und ein Lageplanauszug 
eingefügt, auf denen der Bahnübergang dargestellt ist. Unter dem Gesichtspunkt der 
Gefahrenminimierung plant die DB InfraGO AG den Bahnübergang ersatzlos zu beseitigen. 
Ein Ersatz für den Bahnübergang ist nicht erforderlich, da die Felder südlich des 
Bahnüberganges auch über benachbarte Straßen- bzw. Eisenbahnüberführungen 
erschlossen sind. 

Die DB InfraGO AG hat beim Eisenbahnbundesamt die Genehmigungsplanung für den 
Rückbau des   o. g. Bahnüberganges zur Durchführung eines Planrechtsverfahrens 
eingereicht. Das Eisenbahnbundesamt hat daraufhin mitgeteilt, dass vor dem 
Planrechtsverfahren die Einziehung einer Teilstrecke des Bahnhofsweges durch die Stadt 
Stolpen zu erfolgen hat.  

Gemäß § 6 Abs. 2 SächsStrG kann die Stadt Stolpen als zuständige Behörde über die 
Widmung einer Straße für den öffentlichen Verkehr verfügen, wenn es sich dabei um eine 
Ortsstraße handelt. Ortsstraßen sind laut § 3 Abs. 3b SächsStrG Straßen, die dem Verkehr 
innerhalb der geschlossenen Ortslage einer Gemeinde dienen oder zu dienen bestimmt sind. 
Ortsstraßen dienen vorrangig der Erschließung der angrenzenden Grundstücke.  



Gemäß § 8 SächsStrG sollen Straßen (Straßenstücke) eingezogen werden, wenn sie keine 
öffentliche Verkehrsbedeutung mehr haben oder überwiegende Gründe des öffentlichen 
Wohls vorliegen.  

Gemäß der Darstellung auf dem Lageplan und den Fotos besteht keine ersichtliche 
Zufahrtsstraße, die den Bahnübergang südlich erschließt. Nach Aussage der Anwohner wurde 
der Bahnübergang seit über 20 Jahren nicht mehr genutzt. Dies zeigt sich auch im Bereich der 
letzten ca. 35 m langen Teilstrecke des Bahnhofsweges, die komplett als Wiesenfläche 
ausgebildet ist, wodurch ersichtlich ist, dass diese letzte Teilstrecke des Bahnhofsweges keine 
öffentliche Verkehrsbedeutung mehr hat.  

Alle rechtlichen Voraussetzungen bezüglich der Einziehung einer Teilstrecke des 
Bahnhofsweges sind erfüllt, da die Stadt Stolpen Eigentümerin des betroffenen Flurstückes 
229/10 der Gemarkung Langenwolmsdorf ist und Dritte keine Ansprüche an dem 
Straßenflurstück haben. Auf dem Lageplanauszug im Anhang ist die Teilstrecke des 
Bahnhofsweges, die eingezogen werden soll, rot umrahmt. 

Die Eigentümer der beiden südlich direkt an den Bahnübergang angrenzenden Flurstücke 
haben einer Einziehung der o. g. Teilstrecke des Bahnhofsweges / dem ersatzlosen Rückbau 
des Bahnüberganges zugestimmt. Im Ergebnis einer Anhörung des Bauamtes hat der 
Ortschaftsrat Langenwolmsdorf mitgeteilt, dass der Bahnübergang für öffentliche Belange des 
Ortes nicht mehr benötigt wird. Die Stadt Stolpen hat dem ersatzlosen Rückbau des 
Bahnüberganges zugestimmt, weil er seit Jahrzehnten nicht mehr genutzt wird,  

Das Verfahren zur Einziehung einer Teilstrecke des Bahnhofsweges soll in der zweiten 
Jahreshälfte 2026 durchgeführt werden. Die Einziehung ist frühestens ab dem Zeitpunkt der 
öffentlichen Bekanntmachung der Verfügung wirksam. 

Hirdina 
Bürgermeister Dienstsiegel 


